
Difu-Berichte 3/20142

Sichere und lebendige  
Stadtquartiere sind kein Gegensatz!
Investitionen in Prävention tragen dazu bei

Sicherheit ist ein Teil der Lebensqualität  
von Städten und damit auch ein wichtiger 
Bestandteil der Stadtentwicklung. Ob als 
Maßstab der Qualität des „Lebensraumes 
Stadt“, als Standortfaktor bei der Ansiedlung 
von Unternehmen oder als Kriterium für die 
touristische Attraktivität von Städten: Sicher-
heit spielt immer eine Rolle. Stadtgestaltung 
und soziale Stadtentwicklung können die  
Sicherheit und die subjektive Wahrnehmung 
von Sicherheit beeinflussen (Schubert 2005).  
Dabei sind Sicherheit und Ordnung in der 
Stadt und der oft fließende Übergang zwi-
schen beidem kontrovers diskutierte Themen.

Gefährdungen der Ordnung und Sicherheit 
in Städten werden oft im Zusammenhang mit 
schwierigen sozialen und ökonomischen  
Entwicklungen der Quartiere wahrgenom-
men, ohne dass man daraus einfache kausale 
Zusammenhänge ableiten könnte. Dennoch 
besteht die Gefahr der Stigmatisierung von 
Stadtbereichen, die basierend auf den ent-
sprechenden Problemdarstellungen beispiels-
weise als förderungswürdig angesehen wer-
den. Die unterschiedlichen aus sozialen und 
ökonomischen Herausforderungen resultie-
renden Problemstellungen werden häufig  
unter dem Begriff „überforderte Nachbar-
schaften“ zusammengefasst. Dieser Begriff 
verweist einerseits zu Recht darauf, dass mit 
bestimmten sozialen wie ökonomischen Pro-
blemen auf Quartiersebene nur umgegangen 
werden kann, wenn die strukturellen Voraus-
setzungen dafür bestehen: Bestimmte Pro-
bleme überfordern die Nachbarschaft. Ande-
rerseits kann der Begriff auch mit einer Stig-
matisierung bestimmter Nachbarschaften 
verbunden sein: Bestimmte Nachbarschaften 
sind überfordert.

Das Dilemma zwischen der Notwendigkeit, 
Förderung zu begründen und langfristig  
damit unter Umständen Stigmatisierung zu 
betreiben, ist in der Kommunalpraxis be-
kannt. In den Worten eines Stadtplaners, den 
wir im Rahmen eines Projekts zur Sicherheit 
im Stadtquartier interviewt haben, zeigt sich 
dieses Dilemma deutlich: „Zum Beispiel  
‚sozialer Brennpunkt‘: Was bringt es, wenn 
ich sage, der Ort ist ein sozialer Brennpunkt. 
[…] Ich glaube, da macht man manchmal 
mehr kaputt, gerade wenn es in der Zeitung 
steht. Es ist etwas anderes, wenn man Förder-

konzepte beantragt. Da muss man die 
Sprachregelungen entsprechend ändern.“

Auflösen kann man das beschriebene Dilem-
ma aber nicht allein durch veränderte Wort-
wahl. Dies funktioniert nur, wenn man aner-
kennt, dass die Idee von der befristeten  
Förderung von Quartieren, die damit den 
„Aufstieg“ schaffen und nicht mehr der För-
derung bedürfen, für einige Quartiere zutrifft 
– für andere aber nicht. In der stadtentwick-
lungspolitischen Diskussion befinden wir uns 
derzeit auf dem Weg zu einem Paradigmen-
wechsel: von der Idee des zeitlich begrenzt 
förderungsbedürftigen „benachteiligten 
Stadtteils“ über die Beobachtung, dass Stadt-
teile häufig die Funktion eines „Durchlauf- 
erhitzers“ übernehmen, in dem die Ankom-
menden oder Benachteiligten wechseln, 
viele Probleme des Quartiers aber erhalten 
bleiben – so der Mitarbeiter eines Stadtteil-
büros – hin zum Modell eines „Stadtteils  
mit dauerhafter Integrationsfunktion für die 
Gesamtstadt“. Ist damit die sozial integra- 
tive Stadtentwicklung gescheitert – das Ziel  
verfehlt?

Sozialräumliche Modelle der Stadtentwick-
lung, zu denen auch quartiersorientierte  
integrierte Maßnahmen der Kriminalpräven-
tion zählen, sind immer zwischen dem Ziel 
der Schaffung räumlich konzentrierter Hilfs-
angebote und der Gefahr der Marginalisie-
rung von Bewohnern und Stigmatisierung 
von Stadtteilen angesiedelt. Sie sind stets der 
Frage ausgesetzt, ob es dadurch gelingt, die 
Verantwortlichen zusammenzubringen, neue 
Ideen und Konzepte zum Umgang mit den 
Problemen zu entwickeln und umzusetzen – 
oder ob sie einer Mentalität Vorschub leisten, 
die andere Akteure aus ihrer Verantwortung 
entlässt, weil neue Gremien, Institutionen 
und Akteure die Aufgaben übernehmen.

Sozialräumliche Ansätze  der Stadtentwick-
lung ebenso wie  kriminalpräventive Maß-
nahmen auf Quartiersebene müssen als  
gesamtgesellschaftliche Daueraufgabe ver-
standen werden. Sie ergänzen einander und 
haben viele Überschneidungen. Maßnahmen 
der Kriminalprävention können in Ansätze 
der sozialen Stadtentwicklung integriert wer-
den und werden dies zum Teil bereits, ohne 
eine grundsätzliche „Versicherheitlichung“ 
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sozialräumlicher Aktivitäten zu forcieren. 
Dabei muss beispielsweise klar sein, dass 
nicht jeder Nutzungskonflikt eine Störung 
der Ordnung ist und nicht jede Störung eine  
Bedrohung der Sicherheit. Auch werden  
damit in der Regel nur im öffentlichen Raum 
wahrnehmbare Formen von Ordnungs- 
störungen oder Kriminalität angesprochen. 
Andere Formen von Kriminalität, die ggf.  
sogar größeren gesamtgesellschaftlichen 
Schaden anrichten, bleiben dagegen weit- 
gehend unsichtbar.

Soziale Aufgaben können nicht mit Mitteln 
urbaner Sicherheit gelöst, müssen aber ange-
gangen werden, wenn sie nicht langfristig 
auch zu Ordnungs- und Sicherheitsaufgaben 
werden sollen. Am Beispiel des Umgangs mit 
Jugendlichen im öffentlichen Raum lässt sich 
kritisch prüfen, ob dies gelingt: Schließlich 
sind sie eine Zielgruppe für sozialräumliche 
Intervention ebenso wie kriminalpräventive 
Maßnahmen. Zudem richtet sich – man 
denke an Jugendsozialarbeit – ein wichtiger 
Förderbereich sozialer Stadtentwicklung auf 
sie, und ihr Verhalten wird immer wieder 
zum Anlass für Diskussionen über Sicherheit 
im öffentlichen Raum genommen.

Sozialräumliche Maßnahmen der Stadtent-
wicklung und quartiersorientierte kriminal-
präventive Arbeit sollen zugleich das Weg-
schauen der Öffentlichkeit, Verwaltung und 
Kommunalpolitik bei Problemen der Quar-
tiersentwicklung erschweren. Die dadurch 
geweckte Aufmerksamkeit für Quartierspro-
bleme, die eigentlich Entscheidungen zu-
gunsten von Maßnahmen im Sinne einer  
integrierten Stadtentwicklung fördern soll, 
birgt jedoch auch eine Gefahr: Sie kann zur 
Verfestigung skandalisierter Bilder der betrof-
fenen Quartiere als langfristiges Image bei-
tragen (Floeting 2013). Es ist daher wichtig, 
sich künftig noch intensiver den Fragen zu 
widmen, wie es gelingen kann, die nötige 
Aufmerksamkeit für die Probleme des Quar-
tiers zu erzeugen, ohne zu stigmatisieren.  
Es gilt, dem Thema „Sicherheit im Quartier“  
gerecht zu werden, ohne die Quartiersent-
wicklung zu „versicherheitlichen“, sozial-
räumliche Ansätze müssen verstetigt werden, 
ohne soziale Benachteiligung zu verfestigen.

In den letzten 25 Jahren hat sich eine breit 
aufgestellte institutionelle Landschaft der  
Kriminalprävention auf lokaler Ebene ent- 
wickelt, in der die Kommunen eine wesent-
liche Rolle spielen. Sicherheit im Stadtquar-
tier ist zu einem wichtigen Thema geworden. 
Das aktuelle Gutachten des Deutschen Prä-
ventiontages zieht kritisch Bilanz und kommt 
– die Ergebnisse aktueller Studien zusam-
menfassend – zu dem Schluss, dass „die ‚Auf-

bruchstimmung‘ der 1990er-Jahre verflogen“ 
scheint, es weiterhin „an einem einheitlichen 
Präventionsbegriff […] fehlt“ und es „nur 
sehr wenigen Gremien gelungen [ist], den 
Anspruch auf Bürgerbeteiligung zu verwirk-
lichen und ‚normale‘ Bürger ohne ‚offizielles 
Amt‘ und Funktion […] zu integrieren“  
(Steffen. 2014). 

Trotz des Erreichten bleibt also viel zu tun: 
Die Gremien müssen sich fragen, ob sie die 
richtigen Schwerpunkte gesetzt haben. Sie 
müssen ihre Arbeit verstetigen, auch wenn 
engagierte Mitglieder ausscheiden, hohe 
fachliche Kompetenz stärker mit Entschei-
dungskompetenz verbinden und stärker nicht 
nur auf aufbereitete Rückmeldungen und 
subjektive Eindrücke, sondern auch auf wis-
senschaftlich fundierte Evaluationen gestützt, 
ihre Arbeit weiterentwickeln (Frevel 2012). 
Und sie brauchen die Voraussetzungen dafür. 
Das genannte Gutachten des Präventiontages 
zitiert auch die Forderung von Irvin Waller, 
Präsident der `International Organization for 
Victims’ Assistance und Professor für Krimi-
nologie an der Universität Ottawa, fünf Pro-
zent der Ausgaben, die wir für Strafverfol-
gung und Strafvollzug ausgeben, in effektive 
Kriminalprävention zu investieren und wei-
tere zwei Prozent, um Polizei und Kommu-
nen den Wandel hin zu einer integrierten  
lokalen Sicherheitspolitik zu ermöglichen: 
für Ausbildung, notwendige Daten und Da-
tensysteme (Waller 2013: 27). 

Wie immer kann man sich über die Zahlen 
streiten, aber der Grundgedanke müsste  
konsensfähig sein: Investitionen in die  
Sicherheit im Stadtquartier beginnen nicht 
mit der Strafverfolgung, sondern mit der 
Schaffung und Sicherstellung funktionie-
render Quartiersstrukturen, präventiver  
Arbeit und damit, Akteure in die Lage zu  
versetzen, integriert zu handeln.
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